
Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 9. April 
2013 — Europäische Kommission/Irland 

(Rechtssache C-85/11) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Steuerrecht — 
Richtlinie 2006/112/EG — Art. 9 und 11 — Nationale Re
gelung, die die Einbeziehung nichtsteuerpflichtiger Personen 
in eine Gruppe von Personen zulässt, die als ein 

Mehrwertsteuerpflichtiger behandelt werden können) 

(2013/C 156/03) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigter: R. 
Lyal) 

Beklagter: Irland (Prozessbevollmächtigte: D. O’Hagan im Bei
stand von G. Clohessy, SC, und N. Travers, BL) 

Streithelfer zur Unterstützung des Beklagten: Tschechische Republik 
(Prozessbevollmächtigte: M. Smolek und T. Müller), Königreich 
Dänemark, (Prozessbevollmächtigte: zunächst C. Vang, dann V. 
Pasternak Jørgensen), Republik Finnland (Prozessbevollmächtig
te: H. Leppo und S. Hartikainen), Vereinigtes Königreich Groß
britannien und Nordirland (Prozessbevollmächtigte: H. Walker 
im Beistand von M. Hall, Barrister) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen die 
Art. 9 und 11 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. 
November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem 
(ABl. L 347, S. 1) — Nationale Gesetzgebung, die die Einbezie
hung von Nichtsteuerpflichtigen in eine Mehrwertsteuerorgan
schaft zulässt 

Tenor 

1. Die Klage wird abgewiesen. 

2. Die Europäische Kommission trägt die Kosten. 

3. Die Tschechische Republik, das Königreich Dänemark, die Repu
blik Finnland sowie das Vereinigte Königreich Großbritannien und 
Nordirland tragen ihre eigenen Kosten. 

( 1 ) ABl. C 145 vom 14.5.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 21. März 
2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs 
— Deutschland) — RWE Vertrieb AG/Verbraucherzentrale 

Nordrhein-Westfalen e.V. 

(Rechtssache C-92/11) ( 1 ) 

(Richtlinie 2003/55/EG — Erdgasbinnenmarkt — Richtlinie 
93/13/EWG — Art. 1 Abs. 2 und Art. 3 bis 5 — Verträge 
zwischen Gewerbetreibenden und Verbrauchern — Allgemeine 
Voraussetzungen — Missbräuchliche Klauseln — Einseitige 
Änderung des Preises der Leistung durch den Gewerbetreiben
den — Verweis auf eine bindende Regelung, die auf eine 
andere Kategorie von Verbrauchern abstellt — Anwendbarkeit 
der Richtlinie 93/13/EWG — Pflicht zur klaren und verständ

lichen Abfassung und zur Transparenz) 

(2013/C 156/04) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: RWE Vertrieb AG 

Beklagter: Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen e.V. 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Bundesgerichtshof — Aus
legung der Art. 1 und, in Verbindung mit Nr. 1 Buchst. j und 
Nr. 2 Buchst. b Satz 2 des Anhangs, 3 und 5 der Richtlinie 
93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über missbräuchliche 
Klauseln in Verbraucherverträgen (ABl. L 95, S. 29) — Aus
legung von Art. 3 Abs. 3 in Verbindung mit Anhang A Buchst. 
b und c der Richtlinie 2003/55/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Juni 2003 über gemeinsame Vorschrif
ten für den Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richt
linie 98/30/EG (ABl. L 176, S. 57) — Klausel, die einen Gewer
betreibenden durch den Verweis auf eine für eine andere Kate
gorie von Verbrauchern zugeschnittene Regelung zur einseitigen 
Änderung des Preises einer Leistung berechtigt — Anwendbar
keit der Richtlinie 93/13/EWG — Anforderungen im Zusam
menhang mit der Pflicht zur klaren und verständlichen Abfas
sung und zur Transparenz 

Tenor 

1. Art. 1 Abs. 2 der Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 
1993 über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen ist 
dahin auszulegen, dass diese Richtlinie für Klauseln allgemeiner 
Bedingungen in zwischen Gewerbetreibenden und Verbrauchern 
geschlossenen Verträgen gilt, die eine für eine andere Vertrags
kategorie geltende Regel des nationalen Rechts aufgreifen und 
der fraglichen nationalen Regelung nicht unterliegen. 

2. Die Art. 3 und 5 der Richtlinie 93/13 in Verbindung mit Art. 3 
Abs. 3 der Richtlinie 2003/55/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Juni 2003 über gemeinsame Vorschriften 
für den Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 
98/30/EG sind dahin auszulegen, dass es für die Beurteilung, 
ob eine Standardvertragsklausel, mit der sich ein Versorgungs
unternehmen das Recht vorbehält, die Entgelte für die Lieferung

DE 1.6.2013 Amtsblatt der Europäischen Union C 156/3


	Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 9. April 2013 — Europäische Kommission/Irland  (Rechtssache C-85/11)
	Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 21. März 2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs — Deutschland) — RWE Vertrieb AG/Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen e.V.  (Rechtssache C-92/11)

